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Wasserversorgung soll wieder in städtische Hand 
Grüne beantragen Grundsatzentscheidung über Rückkau f der Anteile an den 
Zweckverbänden 
 
Stuttgart-Die Grünen im Stuttgarter Gemeinderat for dern eine Grundsatzent-
scheidung über den Rückkauf der ehemals städtischen  Anteile an den beiden 
Zweckverbänden Bodenseewasserversorgung (BWV) und L andes-wasserversorgung 
(LW). 
 
Stuttgarts Einfluss auf beide Zweckverbände hänge „ an einem seidenen 
Faden“, erklärt Jurist und Stadtrat Roland Kugler. Der Privatisierung seien 
Tür und Tor geöffnet. Dabei sei die Trinkwasservers orgung ein wesentlicher 
Teil der Daseinsvorsorge, für den die Kommunen Vera ntwortung tragen. In 
Zukunft aber könnte das der Stadt Stuttgart immer w eniger möglich sein, 
weil sie die Zuständigkeit schon vor geraumer Zeit freiwillig abgegeben 
hat: Im Jahr 2002 hatte die Landeshauptstadt ihren NWS-Aktienbesitz an die 
EnBW für rund 1,6 Milliarden Euro verkauft. Damit g ing die gesamte Strom-, 
Gas- und Fernwasserversorgung Stuttgarts an den Kon zern über, denn 
gleichzeitig wurden auch die Anteile der Stadt von jeweils 33,3 Prozent an 
den beiden großen Zweckverbänden an die EnBW abgege ben. Das Konstrukt, so 
zeigt sich jetzt, hat Mängel. Da sind zum einen die  Cross-Border-Leasing-
Verträge beider Verbände mit amerikanischen Investo ren. In Folge der 
Finanzkrise muss nun einer der Partner ausgetauscht  werden. „Spätestens, 
wenn die Wasserzweckverbände ihre Rechtsform ändern  oder Anteile an Private 
abgegeben werden, verliert die Stadt nach derzeitig er Vertragslage ihren 
Einfluss“, so Kugler. Den sichert ihr derzeit noch eine Übereinkunft mit 
der EnBW, die der Landeshauptstadt Sitze in den Ver bandsversammlungen und 
den Verwaltungsräten überlässt. Ob es dabei bleibt,  ist offen. Laut Kugler 
ist dieses Modell rechtlich umstritten. Zum anderen  drohe durch das neue 
EU-Vergaberecht Ungemach: Stiege ein Privater ein, wären die Zweckverbände 
als gemischtwirtschaftliches Unternehmen zukünftig verpflichtet, die 
Aufgaben der Wasserversorgung europaweit auszuschre iben. Zum dritten, so 
die Grünen, könnte sich auch die derzeit angestrebt e Fusion von EnBW und 
dem Energieversorger EWE negativ auswirken, da dies er sich vor allem auf 
das Gasgeschäft konzentriere - der Wasserbereich wü rde möglicherweise zum 
Nebengeschäft. Fraktionschef Werner Wölfle: „Der Rü ckerwerb der städtischen 
Anteile ist der erste und wichtigste Schritt dafür,  den Einfluss der Stadt 
auf eine sichere und qualitativ hochwertige Trinkwa sserversorgung 
Stuttgarts zu gewährleisten.“ Wie die Stadt künftig  ihre Mitbestimmung 
sichern will, soll die Verwaltung nun erklären. 
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